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1. Kapitel 
Grundsätze

§ 1
Gerichtssystem

(1) Die Rechtsprechung wird in der Deutschen Demokra­
tischen Republik durch das Oberste Gericht, die Bezirks­
gerichte, die Kreisgerichte, die Militärobergerichte und die 
Militärgerichte sowie die gesellschaftlichen Gerichte auf der

»Grundlage der Verfassung, der Gesetze und anderer Rechts­
vorschriften der Deutschen Demokratischen Republik ausge­
übt.

(2) Ausnahmegerichte sind unstatthaft.

§ 2
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Grundsätze der Rechtsprechung 
der Kreisgerichte, der Bezirksgerichte, der Militärgerichte, 
der Militärobergerichte und des Obersten Gerichts sowie die 
Aufgaben, die Zuständigkeit und die Organisation der Kreis­
gerichte, der Bezirksgerichte und des Obersten Gerichts und 
die Wahl der Richter und Schöffen dieser Gerichte.

(2) Die spezifischen Aufgaben, die Zuständigkeit und die 
Organisation der Militärgerichte und der Militärobergerichte 
sowie die Wahl der Militärrichter und der Militärschöffen 
werden in der Militärgerichtsordnung bestimmt, die vom Na­
tionalen Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen Re­
publik erlassen wird.

(3) Die Grundsätze der Tätigkeit, die Aufgaben, die Zu­
ständigkeit, die Organisation und die Arbeitsweise der ge­
sellschaftlichen Gerichte sowie die Wahl ihrer Mitglieder 
werden durch das Gesetz über die gesellschaftlichen Gerichte 
und andere Rechtsvorschriften bestimmt.

§3
Aufgaben der Rechtsprechung

Die Rechtsprechung und die damit verbundene Tätigkeit der 
Gerichte haben zur Lösung der Aufgaben der sozialistischen 
Staatsmacht bei der Gestaltung der entwickelten sozialisti­
schen Gesellschaft beizutragen, vor allem
— die sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung, die 

sozialistische Volkswirtschaft und das sozialistische Eigen­
tum vor Angriffen und Beeinträchtigungen zu schützen,

— die gesetzlich garantierten Rechte und Interessen der Bür­
ger zu schützen, zu wahren und durchzusetzen,

— die sozialistischen Beziehungen der Bürger untereinander, 
zur Gesellschaft und zu ihrem Staat zu fördern,

— das sozialistische Staats- und Rechtsbewußtsein der Bürr 
ger zu festigen und ihre gesellschaftliche Aktivität, Wach­
samkeit und Unduldsamkeit gegen jegliche Rechtsverlet­
zungen zu erhöhen,

— die gesetzlich garantierten Rechte und Interessen der 
Staatsorgane, der wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, 
Betriebe, Genossenschaften, Einrichtungen und gesell­
schaftlichen Organisationen zu schützen, zu wahren und 
durchzusetzen,

— die Leiter der Staatsorgane, der wirtschaftsleitenden Or­
gane, der Kombinate, der Betriebe und Einrichtungen, die 
Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen bei der Wahrnehmung 
ihrer Verantwortung für die Gewährleistung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung, Sicherheit und Disziplin zu unterstützen 
sowie auf die konsequente Erfüllung der mit dieser Ver­
antwortung verbundenen Pflichten hinzuwirken.
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§4
Gegenstand der Rechtsprechung

(1) Die Gerichte verhandeln und entscheiden über Rechts­
verletzungen, Rechtsstreitigkeiten oder andere Rechtsange- 
legeriheiten huf den Gebieten des Straf-, Zivil-, Familien- 
und Arbeitsrechts, soweit nicht durch Gesetz oder andere 
Rechtsvorschriften die Zuständigkeit anderer Organe begrün­
det ist. Über andere Rechtsverletzungen, Rechtsstreitigkeiten

oder Rechtsangelegenheiten verhandeln und entscheiden die 
Gerichte, wenn es durch Gesetz oder andere Rechtsvorschrif­
ten bestimmt wird.

(2) Die Gerichte entscheiden über die Zulässigkeit des Ge­
richtsweges.

§5
Wählbarkeit und Unabhängigkeit der Richter und Schöffen

(1) Die Richter und Schöffen werden gewählt.
(2) Die Richter und Schöffen sind in ihrer Rechtsprechung 

unabhängig. Sie sind nur an die Verfassung, die Gesetze und 
die anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati­
schen Republik gebunden.

(3) Die Schöffen üben die richterliche Funktion mit den 
gleichen Rechten und Pflichten eines Richters aus.

§ 6
Kollektivität der Rechtsprechung

Die Gerichte verhandeln und entscheiden als Kollegial­
organe. Über die zu treffenden Entscheidungen beraten die 
hierzu berufenen Richter und Schöffen. Das Beratungs- und 
Abstimmungsgeheimnis ist zu wahren. In Verfahren vor dem 
Kreisgericht kann unter den gesetzlich bestimmten Voraus­
setzungen ein Richter verhandeln und entscheiden.

§7
Ausschließung oder Ablehnung

(1) Von der Mitwirkung an der Verhandlung und Ent­
scheidung der Gerichte sind Richter oder Schöffen ausge­
schlossen, soweit das in Gesetzen vorgesehen ist.

(2) Richter oder Schöffen können abgelehnt werden, wenn 
berechtigte Zweifel an ihrer Unvoreingenommenheit bestehen.

(3) Das Verfahren bei Ausschluß und Ablehnung wird durch 
Gesetze bestimmt.

§ 8
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz

Die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz und dem Gericht 
wird unabhängig von ihrer Nationalität, ihrer Rasse, ihrem 
weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis und ihrer sozia­
len Stellung garantiert.

4 §9
Mitwirkung an der Rechtsprechung

(1) In Wahrnehmung ihres demokratischen Grundrechts auf 
Mitgestaltung der staatlichen und gesellschaftlichen Angele­
genheiten wirken die Bürger an der Rechtsprechung mit, ins­
besondere als Schöffen und Beauftragte von Kollektiven der 
Werktätigen und gesellschaftlichen Organisationen.

(2) Vertreter des FDGB sind berechtigt, in allen Arbeits­
rechtsverfahren mitzuwirken.

§ 1 0
Öffentlichkeit der Verhandlung

(1) Die Verhandlungen der Gerichte sind öffentlich.
(2) Die Öffentlichkeit kann nur ausgeschlossen werden, 

soweit Gesetze es zulassen.
(3) Die Gerichte können die Anwesenheit einzelner Perso-, 

nen in nichtöffentlichen Verhandlungen gestatten.

§11
Mündlichkeit der Verhandlung

Jeder am gerichtlichen Verfahren Beteiligte, über dessen 
Rechte und Interessen zu entscheiden ist, hat das Recht, an 
der Durchführung der Verhandlung mitzuwirken, sich zu 
äußern und Anträge zu stellen. Die Gerichte sind verpflichtet, 
die für die Entscheidung bedeutsamen Tatsachen in der Ver­
handlung zu erörtern und der Entscheidung zugrunde zu 
legen.

§12
Gerichtssprache

(1) Die Gerichtssprache ist deutsch. Personen, die die deut­
sche Sprache nicht beherrschen, können ihre Sprache oder, 
wenn das die Verständigung erleichtert, mit Zustimmung des 
Gerichts eine andere Sprache sprechen. Ihnen ist durch das 
Gericht unentgeltlich ein Dolmetscher zu stellen. Letzteres gilt 
auch für Gehörlose und Stumme.


